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Aktuelle Rechtsprechung 

BGH weist erneut Klage auf Löschung 
bei Jameda ab

Ärzte müssen sich auch negative Beurteilungen beim 
Arztbewertungsportal Jameda gefallen lassen, stellt der Bundes­
gerichtshof (BGH) klar: Das nachgebesserte Portal dürfe alle Ärzte 
listen.

D er Bundesgerichtshof (BGH) hat 
erneut eine Klage auf Löschung 
eines Basisprofils bei dem Bewer-

tungsportal Jameda abgewiesen (Az.: VI 
ZR 692/20). Danach genügt die heutige 
Plattform den rechtlichen Anforderun-
gen für eine vollständige Listung aller 
Ärzte. Konkret wies der BGH die Klage 
einer Ärztin aus dem Rhein-Main-Gebiet 
auf Löschung ihres Profils ab. Anfang 
2018 hatte sie sich über die Bewertung 
einer Patientin geärgert, die sie als „arro-
gant, unfreundlich, unprofessionell“ be-
schrieb. Auf ihre Beschwerde hin hatte 
Jameda diesen Kommentar vorüber
gehend gelöscht, nach klärender Rück-
sprache mit der Patientin dann aber wie-
der sichtbar gemacht.

In der Vorinstanz hatte das Oberlan-
desgericht (OLG) Frankfurt am Main 
entschieden, dass sich Jameda für eine 
vollständige Listung aller Ärzte auf „be-
rechtigte Interessen“ berufen kann. 
EU-Recht erlaube dann die Datenver
arbeitung auch ohne Zustimmung der 
Betroffenen, in diesem Fall der Ärztin. 
Die Anforderungen hierfür seien erfüllt, 
weil es „keine als ‚verdeckt‘ zu bezeich-
nenden Vorteile“ für zahlende Kunden 
mehr gebe. Der BGH wies nun die Revi-
sion hiergegen zurück. Eine Begründung 
werden die Karlsruher Richter erst mit 
dem schriftlichen Urteil bekanntgeben.

„Berechtigte Interessen“
Nach jahrelangem Streit um das Bewer-
tungsportal hatte der BGH schon im 
Oktober 2021 eine Löschungsklage ge-
gen Jameda abgewiesen und dann im 

Dezember 2021 die Gründe vorgelegt. 
Danach müssen Ärzte die verbliebenen 
Vorteile für zahlende „Premiumkunden“ 
von Jameda hinnehmen, eine vollständi-
ge Gleichstellung können die nicht zah-
lenden Ärzte nicht verlangen.

Wie in dem neuen Fall das OLG Frank-
furt hatte in seinem Grundsatzurteil 
auch der BGH betont, Jameda nehme so-

wohl „eigene berechtigte Interessen als 
auch berechtigte Interessen der Nutzer“ 
wahr. Das Portal erfülle „eine von der 
Rechtsordnung grundsätzlich gebilligte 
und gesellschaftlich erwünschte Funkti-
on.“ So erhalte die Öffentlichkeit „zu-
nächst einen geordneten Überblick dar-
über, von wem und wo welche ärztlichen 
Leistungen angeboten werden.“ Zudem 
würden persönliche Erfahrungen und 
subjektive Einschätzungen von Patienten 
vermittelt, die andere bei ihrer eigenen 
Arztwahl nutzen können. Die Weiterga-
be auch fremder Meinungen sei durch 
die EU-Grundrechtecharta geschützt.�
� Martin Wortmann

Schönheitschirurgie

Bei Jugendlicher keine Brustkorrektur auf 
Kassenkosten

Auch Jugendliche können bei einem entstellenden Aussehen in der Regel keine 
operative Behandlung zulasten der gesetzlichen Krankenkasse verlangen. Das hat 
jetzt das Bundessozialgericht (BSG, Az.: B 1 KR 3/21 R) entschieden. Es wies damit eine 
junge Frau ab, die während ihrer Pubertät an einer Mammadysplasie der rechten Brust 
litt.

Mit 15 Jahren hatte sie bei ihrer Krankenkasse die Kostenübernahme für eine Mamma­
aufbauplastik (MAP) beantragt. Bekleidet ließen sich ihre ungleichen Brüste zwar durch 
einen speziellen BH weitgehend kaschieren. Bei Jugendlichen sei aber auch das 
unbekleidete Aussehen besonders wichtig, insbesondere in der Schule im Sport- und 
Schwimmunterricht sowie bei Klassenfahrten. Durch Neugier und abwertende Bemer­
kungen – auch von nahestehenden Personen – sei die Jugendliche unter erheblichen 
psychischen Druck geraten.

Die Kasse lehnte die Kostenübernahme ab und verwies auf psychotherapeutische 
Hilfen. Auch Jugendliche müssten lernen, ihren Körper zu akzeptieren. Mit 19 ließ die 
Klägerin eine MAP auf eigene Kosten vornehmen. Erfolglos beantragte sie danach bei 
der Krankenkasse eine Überprüfung der ursprünglichen Entscheidung.

Auch vor dem BSG hatte die junge Frau nun keinen Erfolg. Ein operativer Eingriff in 
einen funktionsfähigen und in diesem Sinne gesunden Körper komme zulasten der 
gesetzlichen Krankenversicherung nur bei extremen Eingriffen in Betracht. Bei Jugend­
lichen könne zwar auch der unbekleidete Zustand berücksichtigt werden. Maßgeblich 
sei dabei aber nicht das subjektive Empfinden, sondern die „objektive Auffälligkeit“. 
Danach war im konkreten Fall die Schwelle zu einer ganz erheblichen Auffälligkeit  
aber nicht erreicht.� Martin Wortmann
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